
Gastkommentar 
Mutig in eine  
nachhaltige Zukunft! 
Die Zeit für die Erreichung der Sustai-
nable Development Goals bis 2030 
wird knapp, wenn sich die Welt nicht 
viel mehr anstrengt. Unabhängige 
Stiftungen und weitsichtige Philanthro-
pen können hier eine wichtige Rolle 
spielen. Bisher nehmen sie die Heraus-
forderung weltweit allerdings zu zöger-
lich an. 

Mit den SDGs haben die Vereinten 
Nationen die globalen Herausforderun-
gen für eine gerechte und lebenswerte 
Welt für alle beschrieben. Sie bieten 
eine gute Quelle für das Festlegen von 
neuen Themen für Stiftungen. Nach 
anfänglichen Fortschritten ist der 
Prozess aufgrund von Pandemie und 
Kriegen zuletzt ins Stocken geraten und 
braucht neuen Schwung. 

Stiftungen sind für die Rolle des Antrei-
bers und Innovators prädestiniert. Ihre 
Langfristigkeit impliziert ein Verständ-
nis von und für Nachhaltigkeit: Organi-
sationen, die errichtet wurden, um 
Generationen zu überdauern, können 
die Herausforderungen der Zukunft 
nicht ignorieren. 

Ein weiterer Faktor spricht für eine 
wichtigere Rolle von Stiftungen bei der 
globalen Transformation: ihre Unab-
hängigkeit. Anders als Regierungen 
müssen sie nicht auf Wahlperioden 
achten, anders als Unternehmen nicht 
auf Quartalszahlen und anders als 
beide nicht auf die Konkurrenz. Sie 
können Risiken, langfristige Verbind-
lichkeiten und Kooperationen einge-
hen, die sich Regierungen und Unter-
nehmen nicht leisten können. Und ihre 
Neutralität und «convening power» als 
respektierte Akteure der Zivilgesell-
schaft erlaubt es ihnen, Partnerschaf-
ten über Sektoren- und Parteigrenzen 
hinweg zu initiieren und zum Erfolg zu 
führen. 

Dies gilt auch für Stiftungen, die weder 
Umweltschutz noch Nachhaltigkeit zu 
ihren Zwecken zählen. Denn die Zu-
kunft spielt sich in vielen Feldern ab – 
Bildungsstiftungen können mit Ange-
boten zur Bildung für nachhaltige 
Entwicklung Beiträge leisten, Kultur-
stiftungen den künstlerischen Umgang 
mit den Herausforderungen der Ge-
genwart und Zukunft fördern.  

Unabhängig von ihrem Zweck haben 
alle Stiftungen ein weiteres Handlungs-
feld: ihre Vermögensanlage. Dass 
Finanzanlagen heute nach ESG-Krite-
rien beurteilt werden, sollte inzwischen 
selbstverständlich sein. Darüber hinaus 
können Stiftungen inzwischen aber 
auch in vielfältiger Weise als Impact-In-
vestoren mit ihrem Vermögen in nach-
haltige Wirkung investieren. 

Für Stiftungen gibt es angesichts der 
existenziellen Herausforderungen 
unserer Zeit keine guten Gründe mehr 
am Bewährten festzuhalten – ohne sich 
den Fragen der Zukunft zu stellen. Das 
Center für Philanthropie an der Uni 
Liechtenstein unterstützt Stiftungen 
und Philanthropen bei diesem Prozess. 

Hinweis 
Bei ihren Gastkommentaren greift die 
Stiftung Lebenswertes Liechtenstein auf 
Autoren und Autorinnen aus ihrem Netz-
werk zurück.  

Marc Gottschald 
Direktor Center für 
Philanthropie,   
Uni Liechtenstein
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Gastkommentar 

Soll der Staat den Big Mac liefern? 
Sie sind so was wie die «eierlegenden Woll-
milchsäue» des Staates – die öffentlichen Unter-
nehmen. Und sie stehen regelmässig im Fokus 
der Politik, so einmal mehr in der Mai-Session 
des liechtensteinischen Landtags, der seine 
«Aktuelle Stunde» dem Service public widmete.  

Das Spannungsfeld, in dem sich öffentliche 
Unternehmen bewegen, ist gross: Sie sollen die 
Grundversorgung der Bevölkerung mit Gütern 
und Dienstleistungen sicherstellen, dies aber zu 
niedrigen Preisen. Sie sollen rentabel sein und 
ihrem Eigner eine Dividende abliefern. Sie 
sollen möglichst keine Risiken eingehen, inno-
vativ sein und sich an veränderte Kundenbedürf-
nisse anpassen, aber nichts von ihrem gewohn-
ten Leistungskatalog aufgeben. Sie sollten die 
Privatwirtschaft nicht konkurrenzieren und 
damit den Wettbewerb nicht verzerren. 

Angesichts dieser langen Liste, was öffentliche 
Unternehmen tun oder lassen sollen, wäre es 
effizienter, den Spiess umzudrehen und sich zu 
fragen: Wann soll der Staat überhaupt unterneh-
merisch tätig werden? Dieser Frage ist die 
Stiftung Zukunft.li 2021 mit der Studie «Service 
public – weniger Staat, mehr privat» nachgegan-
gen. Eines vorweg: Der McDonald’s-Lieferser-
vice, den die liechtensteinische Post betreibt, 
gehört definitiv nicht zu den Staatsaufgaben. An 
diesem Beispiel wird das Dilemma 
offensichtlich: Der Service public der Post soll 
den Staat trotz sinkender Nachfrage nichts 
kosten und zwingt das Unternehmen so zu 
alternativen Ertragsquellen.  

Die Rolle des Staates ist es in erster Linie, im 
Markt für faire rechtliche Rahmenbedingungen 
und Wettbewerbsspielregeln zu sorgen. 

Betätigt sich der Staat als Unternehmer, muss es 
dafür gerechtfertigte Gründe geben. Wenn z. B. 
der freie Markt Güter und Dienstleistungen 

nicht oder nicht in der gesellschaftlich 
gewünschten Menge und Qualität anbietet, 
dann können staatliche Interventionen gerecht-
fertigt sein. In diesem Fall kann der Staat diese 
entweder selbst produzieren bzw. erbringen 
oder einen Dritten gegen Entgelt damit beauf-
tragen. Ein Beispiel dafür ist der öffentliche 
Verkehr in Liechtenstein. Die Liemobil schreibt 
den entsprechenden Auftrag aus und vergibt ihn 
an Anbieter, die bestimmte Anforderungen 
erfüllen müssen.  

Ein Markteingriff kann auch dann gerechtfertigt 
sein, wenn der Staat aus souveränitätspoliti-
schen Gründen kritische Netzinfrastrukturen in 
eigener Hand behalten will. Dies ist in Liechten-
stein beim Glasfasernetz der Fall, das von den 
LKW ausgebaut und betrieben wird. Da der 
Telekommunikationsmarkt liberalisiert ist, 
erhalten neben der staatlichen Telecom auch 
private Unternehmen zu gleichen Konditionen 
Zugang zu diesem Netz. Dadurch ist ein Wettbe-
werb entstanden, der zu stark sinkenden Preisen 
auf dem Telekommunikationsmarkt geführt hat. 
Eine staatliche Telecom wäre daher heute nicht 
mehr notwendig, da private Unternehmen 
längst alle ihre Dienstleistungen anbieten.  

Das Beispiel Telecom zeigt, dass sich die Rah-
menbedingungen für öffentliche Unternehmen 
laufend ändern. Die Liberalisierung der Märkte, 
die technische Entwicklung und damit veränder-
te Kundenbedürfnisse haben das Geschäftsmo-
dell von Grund auf verändert. Auch der Post-
markt ist seit Mai dieses Jahres vollständig 
liberalisiert. Welche Auswirkungen dieser 
Schritt auf die Liechtensteinische Post haben 
wird, ist noch nicht abzuschätzen. Diese ist auch 
anderweitig gefordert: Innerhalb von zehn 
Jahren ist das Briefvolumen um fast ein Drittel 
zurückgegangen, der Zahlungsverkehr in den 
Poststellen hat sich halbiert. Um das schrump-
fende Kerngeschäft zu kompensieren und die 
Vorgaben des Eigners – also dem Staat – zu 
erfüllen, sieht sich die Post zunehmend gezwun-
gen, in andere Märkte vorzudringen – und 
beispielsweise, wie beschrieben, Dienstleistun-
gen als Essenslieferant anzubieten.   

Diese Beispiele zeigen: Die Welt ist im Wandel 
und mit ihr die Anforderungen an den Service 
public. Es gibt aber kein allgemeingültiges 
Rezept: Im einen Fall ist staatlicher Rückzug 
angesagt, während in einem anderen öffentliche 
Dienstleistungen durchaus gerechtfertigt sind. 
Aufgrund des sich rasch ändernden Umfeldes 
tut die Politik gut daran, die Eignerstrategien der 
öffentlichen Unternehmen regelmässig zu 
überprüfen und die Rolle des Staates zu hinter-
fragen. Eine entsprechende Motion, wie von der 
VU im Mai-Landtag angekündigt, ist daher sehr 
zu begrüssen. 

I  Freitag, 12. Mai 2023

«Das Spannungsfeld, 
in dem sich öffentliche 

Unternehmen  
bewegen, ist gross.»

Doris Quaderer 
Projektleiterin bei der Stiftung Zukunft.li 
 

Doris Quaderer 
Projektleiterin bei  
Stiftung Zukunft.li

Explosionen im Zentrum von Mailand

In der Innenstadt von Mailand haben nach einer heftigen Explosion gestern mehrere Autos gebrannt. 
Ein Mensch sei verletzt worden, berichtete die Feuerwehr. Die Ursache: Ein Kleinlaster, der 
 Sauerstoffflaschen transportierte, hatte Feuer gefangen. Auf eine erste laute Explosion folgten weitere 
kleinere Explosionen. Eine dichte, schwarze Rauchwolke war über der Stadt zu sehen. Bild: Getty


